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fugniß) in gewiſſen Fällen durch Ausſchreibung von Vertilgungsprä⸗ 


Juha ht. mien für Schwarzwild, Verpflichtung der Gemeinden zum Abſchuß, 
neber Wildſchadenerſatz. (Schluß.) ſelbſt durch Abhaltung von polizeilichen Jagden gegen das überhand— 
Mittheilungen aus der Prarte: nehmende Wild u. dergl. 1 . N 
Zum Begriffe des „zuſammenhängenden“ Grundcompleres im Sinne des Jagdpatentes. Alle dieſe Mittel aber erweiſen ſich als wirkungslos, weil das 

Durch ſchmale gemeinſchaftliche Hutweidenſtreifen vom übrigen Jagdcomplere ab- kräftigſte und rationellſte von allen, nämlich die unbedingte geſetzliche 
getrennter Jagdgrund. Verpflichtung der Jagdberechtigten zum Wildſchadenerſatz fehlt. Mit 


Inanſpruchnahme der Jagd⸗Enclaven nach bereits geſchehener Verpachtung derſelben. 
Verordnungen. 

Perſonalien. 

Erledigungen. 


Recht fagt Roſcher: „Die Frage, ob Nutzen und Vergnügen der Jagd 
zuſammen die volkswirthſchaftlichen Koſten decken, kann nur in ge— 
ſchloſſenen Parks oder bei voller Entſchädigungspflicht des Wildeigen- 
thümers für den Wildſchaden ſicher beantwortet werden )“. 
es — — 5 Einen Beweis, welche außerordentlichen Nachtheile ein durch 
keine Verpflichtung zum Schadenerſatz eingeengter Wildſtand der 
. ; a Landwirthſchaft zu bringen vermag, liefern uns die Zuſtände in Rhein⸗ 
Ueber Wildſchadenerſat. preußen. na möchte bei der N derſelben I in die Zeiten 
des 17. Jahrhunderts mit ſeiner unbändigen Jagdluſt und dem Webers 
muthe der Jagdherren gegen rechtloſe Bauern zurückverſetzt wähnen 
und nicht in die blühende durch intelligenten Landwirthſchaftsbetrieb 
hervorragende Rheinprovinz unter der ſonſt ſprichwörtlich berühmten 
und energiſchen Agrargeſetzgebung des preußiſchen Staates. „Seit 
einer Reihe von Jahren — ſo ſchreibt ein preußiſcher Regierungsrath ““) 
— wird der hieſige Bezirk (Trier) durch das Schwarzwild heimgeſucht. 
Die in Folge der rationelleren Bewirthſchaftung der Waldungen ſich 
immer mehr ſchließenden Beſtände, namentlich die faſt undurchdring— 
lichen jungen Nadelholzbeſtände und die Lohhecken haben im Winter 
1871-72 die Vermehrung des Schwarzwildes in den Eifelkreiſen 
und in den Waldgebirgen der Saar bis auf einen Stand von 800 


(Schluß.) 


Um den Werth unſerer einheimiſchen Geſetzgebung über den 
Wildſchadenerſatz richtig zu beurtheilen, iſt es aber auch noch noth⸗ 
wendig, dieſelbe auch mit der ausländiſchen Geſetzgebung, insbeſondere 
jener in Deutſchland, wo das Jagdrecht gleichartig wie bei uns ge— 
ordnet iſt, zu vergleichen. 

J Bening ) gibt eine Charakteriſtik der meiſten deutſchen Wild— 
ſchadengeſetze und bemerkt darüber mit treffenden Worten Folgendes: 

„Ein ſchlechtes Wildſchadengeſetz iſt ſchwer, ein gutes leicht zu 
machen. Ein gutes, d. h. ein wirkſames, hat nur den einfachen Grund- 
ſatz der unbedingten Erſatzpflicht durchzuführen, ein ſchlechtes, d. h. u Wa . en n 
ein unwirkſames, welches außer dem Vorhandensein des Wildſchadens bis 1000 Stuck bewirkt. Von Jahr zu Jahr wächſt die der Land⸗ 
noch andere Erforderniſſe für den Erſatz aufſtellt, muß auf Unter⸗ wirthſchaft höchſt nachtheilige Calamität, welche gerade die ärmeren 
ſcheidungen zwiſchen mäßigem und unmäßigem Wildſtande, zwiſchen Grundbeſttzer, deren Grundſtücke in der Nähe der Waldungen liegen, 
Schaden durch Hoch- und fonftiges Wild, zwiſchen Schaden auf Aeckern | am härteſten trifft. It aer nz Nacht werden weite Ackerſtrecken 
und Gärten und auf anderem Grundeigenthum, zwiſchen großem und vom Schwarzwilde zerſtört, die ganze Ernte iſt verloren und rath⸗ 
kleinem Schaden und wer weiß auf welchen ſonſtigen Diſtinctionen | und hilflos ſtehen die Grundbeſitzer jener Landplage gegenüber. Schon 
beruhen. Schon allein die Feſtſtellung des Wildſtandes, welcher in flüſtert man von der Anwendung eines höchſt verwerflichen Radical⸗ 
einem Revier gehalten werden darf, ohne unmäßig zu ſein, ſchon die mittels, zu dem bald die Verzweiflung treiben werde, dem Abbrennen 
Ermittlung, ob mehr als dieſer Normalwildſtand gehalten werde, ſchon aller Schonungen, wo das Wild feine Verſtecke findet Schon ſtei⸗ 
dieſe Schwierigkeiten, ja Unmöglichkeiten machen Geſetze dieler Art gert ſich auch das ohnehin unter de Landvolke graſſirende Auswande⸗ 
werthlos.“ rungsfieber, um ſolchen Zuständen zu entfliehen. In der ſehr armen 

Das badiſche Jagdgeſetz vom 2. December 1850 ($ 22) und Gemeinde Stadtkyll (Hocheifel) tarirte man 1871 den Schaden, den 
das preußische Jagdpolizeigeſetz vom 7. März 1850 ($ 25) gewähren Schwarzwild angerichtet hatte, auf 9000 Thaler, alſo auf nicht 
keinen Anſpruch auf Erſatz des durch das Wild verurſachten Schadens. weniger als 15 Thaler für jede Familie! Nach einem Berichte aus 
Man glaubte dagegen die Landwirthſchaft durch verſchiedene andere dem Kreiſe Wittich vom October 1872 iſt auf 600 Morgen der 
Mittel ſchützen zu können, zunächſt dadurch, daß den Verpächtern der größte Theil der Ernte total ruinirt, die neu eingſäeten Felder ſind 
Jagd (Gemeinde oder Geſammtheit der Grundbeſitzer) unbenommen wieder vollſtändig umgewühlt; gegenwärtig ſind die Beſtien in die 
iſt, hinſichtlich des Wildſchadens in den Jagdpachtverträgen vorſorg⸗ Weinberge gedrungen, um noch die wenigen vorhandenen Trauben auf- 
liche Beſtimmungen zu treffen, ferner durch Ertheilung von Begün.—ĩvʃ 
ſtigungen an die bedrohten Grundbeſitzer zur Selbſthilfe (Abſchußbe⸗ ) Roſcher, Nationalökonomik des Ackerbaues 1867, S. 516. 


5 rn . ) Land⸗ und volkswirthſchaftliche Tagesfragen von Otto Beck, fünfter Jahr⸗ 
„) Tübinger Zeitſchrift für Staatswiſſenſchaft, Jahr 1857, S. 451. gang, Trier 1873. 
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zuzehren. Gleiches wird aus Saarburg, aus Piosport und anderen Wildſtand durch die dazu berufenen politiſchen Behörden mag auch 
Bezirken berichtet. Dem Landmann will es nicht einleuchten, daß die die Uebertragung der Rechtſprechung über Wildſchäden von den poli⸗ 
wilden Thiere, welche ihm den Acker verwüſten, zum Vergnügen des tiſchen Behörden an die Gerichte im Wege eines neuen Competenz⸗ 
großen Grundbeſitzers geſchützt und geſchont werden ſollen, und daß geſetzes unbedenklich erſcheinen. 

dann noch ein Geſetzparagraph ihm jagt: „Ein Auſpruch auf Erſatz Dem Großgrundbeſitzer gibt das Geſetz das Recht der ſelbſt— 
des durch das Wild verurſachten Schadens findet nicht ſtatt.“ ſtändigen Jagdausübung auf zuſammenhangenden Grundſtücken im 

Allgemein wird anerkannt, daß die ſchon obenerwähnten, im Flächenmaße von mehr als 200 Joch und gewährt ihm dadurch die 
Jagdgeſetze verzeichneten Mittel der Abhilfe, insbeſondere auch die Möglichkeit ſich ſelbſt vor Wildſchaden zu ſchüzen. Dem Kleinbeſitzer, 
den Jagdverpächtern freigelaffene Vorſorge, in den Jagdpachteontracten dem dieſes Recht entzogen iſt, muß das Geſetz in anderer Weiſe Schutz 
Wildſchadenerſatz zu bedingen, keinen genügenden Schutz gewähren. gewähren. Nach allen unter den verſchiedenartigſten Verhältniſſen ges 
Die Jagdpächter gehen auf derlei contractliche Verpflichtungen in der | machten Erfahrungen iſt ein wirkſamer Schutz nur möglich durch die 
Regel nicht ein und zahlen lieber höhere Pachtſchillinge, welche die | Verbindung zweier Momente, nämlich einerſeits der Zuweiſung der 
Gemeinde- oder Jagdgenoſſenſchaftsausſchüſſe annehmen, wobei aber Jagd auf dem Kleingrundacker an die Gemeinden oder Genoſſen— 
gerade die ärmeren am Walde wohnenden Grundbeſitzer verkürzt werden. ſchaften der Grundbeſitzer zum Zwecke der licitatoriſchen Verpachtung, 
Das Intereſſe der Einzelnen den Wildſchäden beſonders ausgeſetzten andererſeits durch die unbedingte Verpflichtung der Jagdberechtigten 
Grundbeſitzer fällt keineswegs zuſammen mit dem Intereſſe der Ge- zum Wildſchadenerſatz und Gewährung wirkſamer Mittel, dieſe Ver⸗ 
meinden oder Jagdgenoſſenſchaften und die Geltendmachung des Erſatz- pflichtung zur Geltung zu bringen. Dem Kleinbeſitzer muß auch der 
anſpruches von Seite des einzelnen Beſchädigten gegen den Gemeinde- kleine Wildſchaden vergütet werden, ohne daß er genöthigt iſt, zur 
oder Jagdausſchuß iſt begreiflicher Weiſe weit mißlicher als gegen den Geltendmachung unverhältnißmäßige Opfer zu bringen. Wo der Klein— 
Jagdpächter, welcher zu dem Beſchädigten in keiner übergeordneten | befiger wegen ſolcher Opfer die Geltendmachung unterlaſſen muß, da 
Stellung ſteht. ſchärfen ſich die ſocialen Gegenſätze zwiſchen Großgrundbeſitzer und 

Die civilrechtliche Klage aus dem Contracte, wenn der letztere Kleinbeſitzern und es entſtehen in kurzer Zeit die Gefahren eines über⸗ 

dem einzelnen Grundbeſitzer auch wirklich ein Klagerecht gegen den mäßigen, die Volkswirthſchaſt ſchädigenden Wildſtandes. 
Jagdpächter einräumt, iſt ſchon mit Rückſicht auf den mannigfaltigen 
Inhalt und Wortlaut derartiger coutractlicher Beſtimmungen in der 
Regel ſchwerer zu führen als jene aus dem Geſetze. Auch in Preußen 
wird klagend bemerkt, wie ſchwer vor dem Civilrichter der Beweis, 
daß der Schade wirklich durch das Wild angerichtet wurde, zu führen 
ſei, wie umſtändlich und koſtſpielig das civilgerichtliche Verfahren über 
die Beſtellung der Sachverſtändigen, Vornahme des Augenſcheines, 
der Schätzung u dgl. 

Nicht minder bedenklich iſt die im preußiſchen Geſetze unter 
gewiſſen Verhältniſſen eingeräumte Selbſthilfe des Wildabſchuſſes durch 
die Grundbeſitzer oder die amtlich angeordnete Wildvertilgung. Derlei 
Mittel, welche auch bei übermäßigem Wildſtande unſere einheimiſche 
Geſetzgebung gewährt, werden in der Regel erſt bewilligt, wenn bereits 
wiederholter und großer Schade geſchehen ift, fie find aber auch be- 
denklich für die Iutereffen des Jagdberechtigten, da die Beſchränkung 
auf das Abſchießen gewiſſer Thiere (Wildſchweine, Hirſche, Kaninchen 
u. dgl.) ſelten genau eingehalten wird. 

Man darf jedoch nicht glauben, daß in Preußen nur das Schwarz. 
wild allein zur Plage der Landwirthe geworden iſt. Klagen über 
große Wildſchäden liegen auch aus anderen preußiſchen Provinzen, 
wenn auch nicht in jener furchtbaren Ausdehnung wie in der Rhein- 
provinz vor. Bald find es die Kaninchen, bald iſt es anderes Wild, 
wodurch große Verwüſtungen in Weingärten, Aeckern, Wieſen, Wal- wie folgt: 
dungen angerichtet werden, und überall ſtellt ſich die Geſetzgebung zur „In Erwägung, daß die dem Freiherrn von A. gehörigen, in der 
Hintanhaltung der Wildſchäden als unzulänglich dar. Gemeinde B. gelegenen Waldparcellen Nr. 1423, 1424 und 1642 

Vor ſolchen Zuständen, wie ſie dermalen in Preußen beſtehen, jede für ſich allein einen geringeren Umfang als 200 Joch enthalten, 
iſt die öſterreichiſche Landwirthſchaft ſchon durch die erleuchtete Joſephi- in fernerer Erwägung, als dieſe Parcellen ausweislich der Cataſtral⸗ 
niſche Jagdgeſetzgebung, nach welcher Schwarzwild nur in geſchloſſenen mappen mit dem großen herrſchaftlichen Walde nicht im Zuſammen⸗ 
Thiergärten gehalten werden darf, fo wie durch die bisherige Judi- hange ſich befinden, ſondern durch der Gemeinde und dem Freiherrn 
catur der politiſchen Behörden bewahrt worden. gemeinſchaftlich gehörige Weideſtreifen getrennt jind, in endlicher Erz 

Nur jene durchgreifenden Normen, wie ſelbe das Joſephiniſche wägung, daß man zu den in Streit behangenen Waldparcellen aus 
Jagdpatent vom 28. Februar 1786 aufgeftellt hat, gewähren der dem herrſchaftlichen Walde nicht gelangen kann, ohne die mehrerwähn⸗ 
Landwirthſchaft hinreichenden Schutz, indem nach denſelben jeder Wild- ten Weideſtreifen zu berühren, wird erkannt, daß dieſe Waldparcellen 
ſchade, ohne Unterſchied, ob der Wildſtand ein mäßiger iſt oder nicht, nicht als ein mit dem herrſchaftlichen Walde zuſammenhängender Grund⸗ 
erſetzt werden muß. Mögen Klagen auf Wildſchadenerſatz zuweilen complex im Sinne der Miniſterialverordnung vom 31. Juli 1849 ) 
auch als unbequem erſcheinen, mag hie und da der Eigennutz einzelner betrachtet werden können, fomit die Gemeinde berechtigt erſcheint, auf 
Landwirthe übermäßige Anforderungen ſtellen, es laſſen ſich derlei dieſen Parcellen das Jagdrecht ausſchließlich auszuüben.“ 

Nachtheile durch zweckmäßiges Handhaben der Normen über die en Freiherr von A. erhob gegen dieſe Entſcheidung den Recurs 
denserhebung und über die Koften des Verfahrens immer auf ein ge⸗ und trug darin vor: 1. Wenn auch von den fraglichen Parcellen jede 
ringes Maß einſchräuken und faſt überall ſtellt ſich ein freundliches für ſich keine 200 Joch groß ſei, ſo ſeien ſie doch nur durch ſchmale gemein⸗ 
oder doch erträgliches Verhältniß zwiſchen Grandbeſtzern und Jagd- ſchaftliche Hutweideſtreifen von dem übrigen Waldcomplexe getrennt. 
pächtern her, welches in den meiſten Fällen zu einem friedlichen oder | _ 
ſchiedsrichterlichen Ausgleich führt. ) Ein zuſammenhängender Grundcompler, deſſen Beſitzer nach $ 5 des Jagd ⸗ 

Unter einem wirkſamen, auch von den Gerichten als zweifellofe patentes zur Ausübung der Jagd berechtigt iſt, iſt vorhanden, wenn die Grundſtucke, 
Norm anerkannten Geſetze über Wildſchadenerſatz, unter einem be— | dieſelben mögen in 9 15 ee e e 
7 ,] ), ,,,, ,.. 
proceſſualiſchen Verfahren, unter ſtrenger Anwendung der im Geſetze dungswege, Gewäſſer u. dergl. machen keine Unterbrechung des Grundcompleres und 
vorgezeichneten adminiſtrativen Maßregeln gegen einen übermäßigen | find ſelbſt Inſeln als mit dem nachbarlichen Boden zuſammenhängend zu betrachten. 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Zum Begriffe des „zufammenhängenden“ Grundcomplexes im 
Sinne des Jagdpatentes. Durch ſchmale gemeinfchaftliche Hutwei⸗ 
denſtreifen vom übrigen Jagdcomplexe abgetrennter Jagdgrund. 


Freiherr von A. beſitzt die von feinem Hauptwaldcomplexe nur 
durch ſchmale Weideſtreifen getrennten Waldparcellen Nr. 1423, 1424 
und 1642 Cataſtralgemeinde B. Die gedachten Weideſtreifen bilden 
Hutweide und hängen, wenn auch nur nothdürftig, mit dem Grund 
und Boden, welcher Jagdrevier der Gemeinde B. iſt, zuſammen. Frei. 
herr von A. und die Gemeinde B. machen beide Anſpruch darauf, 
in den gedachten Waldparcellen jagen zu dürfen. Erſterer macht geltend, 
daß die Weideſtreifen Hutweide ſeien, daß auch er darauf weiden 
laſſen dürfe, daß mithin ein gemeinſchaftliches Eigenthum vorliege, 
welches nicht die Kraft habe, fein Jagdrevier in Hauptwaldcomplex und 
Waldparcellen zu trennen. Die Gemeinde ihrerſeits weiſt darauf hin, 
daß die fraglichen Waldparcellen keinen zuſammenhängenden Complex 
von 200 Joch ausmachen. 

Die angerufene Bezirksbehörde entſchied in dieſer Streitſache, 


Dieſe ſchmalen Seifen könnten wohl nicht als fremder Grundbeſitz 
im Sinne des Geſetzes angeſehen werden, da ſie gemeinſchaftliches 
Eigenthum bilden und ihm, dem Recurrenten, ſogar ein größeres Maß 
von Rechten daran zuſtehe, weil er die in denfelben befindlichen Stein⸗ 
brüche allein benützen dürfe. Hinzukomme, daß die Streifen an manchen 
Stellen nur 8 Klafter breit ſeien. 2. Wenn ſogar Inſeln die Zuſam⸗ 
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elaven abzutreten und ſich der Ausübung der Jagd darauf zu enthalten 
und verfügte ſodann Näheres über die Jagdpachtſchillingstangente. 
Gegen dieſes Erkenntniß recurrirte der Jagdpächter S. aus H. 
und die zweite Inſtanz gab dem Recursbegehren Folge, weil das Be⸗ 
gehren auf Ausſcheiden nach der ſtattgehabten Licitation geſtellt ſei und weil 
das Stift lediglich das Recht habe, die in lite befangenen Enclaven 


mengehörigkeit des Grundbeſitzes im jagdrechtlichen Sinne nicht aufzu⸗ vor jedem Anderen zu pachten, nicht aber bereits verpachtete Enclaven 


heben vermöchten, wenn dasſelbe bei Schienen- und Waſſerwegen der 
Fall et, fo folge daraus die Intention des Geſetzgebers, das Jagd— 
eigenthum zu ſchonen. Endlich ſei auch der Buchſtabe des Geſetzes, 
welches bei der Interpretation desſelben nicht ohne Noth verlaſſen 
werden dürfe, für ihn, den Recurrenten, denn das Geſetz ſpreche nur 
von einem fremden, nicht aber von einem theilweiſe fremden Grund» 
beſitz als trennendem Objecte. 

Jedoch die zweite Inſtanz gab dem Recurſe keine Folge, weil 
aus den Acten hervorgehe, daß die Waldparcellen, um die es ſich handle, 
wohl mit dem Jagdgebiete der Gemeinde B., nicht aber mit dem 
Jagdgebiete des Freiherrn von A. in Verbindung ſtehen. 

Nunmehr ergriff Freiherr von A. den Miniſterialrecurs. In⸗ 
deſſen auch das Ackerbauminiſterium gab laut Entſcheidung vom 15. 
Mai 1874, 3. 5331, dem Reeurſe nicht ſtatt, und zwar „aus den 
von der Bezirksbehörde geltend gemachten Gründen, und weil die 
Waldparcellen Nr. 1423, 1424 und 1642 im Sinne des § 5 des 
Jagdgeſetzes vom 7. März 1849 keineswegs als zufammenhängend 
mit den übrigen Gründen des Freiherrn von A. betrachtet werden 
können“. E 


Inanſpruchnahme der Jagd⸗Enclaven nach bereits geſchehener Ver⸗ 
pachtung derfelben. 


Das Stift A., welches bedeutende Wälder im Territorium der 
Gemeinde H. beſitzt, hatte ſeit zwei Decennien die Jagd dieſer Ge— 
meinde gepachtet, ſo daß der ſtiftiſche Eigenjagdcomplex und die übrigen 
auf dem Gemeindegebiete befindlichen Gründe jagdlich in einer Hand 
vereinigt waren. 

Bei der diesmaligen Jagdlicitation der Gemeinde H. war jedoch 
nur ein Licitant, der Grundbeſitzer S. aus H., erſchienen und dieſer 
erſtand die Gemeindejagd — abgezogen die ſtiftiſchen Gründe — 
um den Pachtzins von 50 fl. Fünf Tage nach ſtattgehabter Licitation 
machte das Stift A. der politiſchen Behörde die Anzeige, daß ſein 
Jagdpachtverhältniß mit der Gemeinde H. zu Ende gehe, und daß es 
den Pachtſchilling voll entrichtet habe. Sein Plan ſei geweſen, mit der 
Gemeinde H. den Jagdpachtvertrag zu verlängern und es — das Stift 
— habe dieſerhalb Anträge an die mehrgedachte Gemeinde gerichtet, 
indeſſen dieſe habe einfach auf die bevorſtehende Lieitation der Jagd 
verwieſen. Es werde daher um Bekanntgabe des Licitationstages gebeten. 
Zugleich betonte das Stift die Nothwendigkeit des Jagdpachtes der 
Gemeinde H. für das Stift. Allein die Bezirkshauptmannſchaft erledigte 


dieſe Eingabe mit der Mittheilung, daß die Licitation bereits ſtattge⸗ 


funden und Grundbeſitzer S. in H. die fragliche Gemeindejagd lici- 
tando gepachtet habe. N 80 
Darauf trug das Stift der Bezirksbehörde vor, daß es die Jagd 
in H. wieder pachten wollte, aber von der Licitation keine Kenntniß 
gehabt habe. Es ſei behördliche Gepflogenheit, daß das Stift von 
anberaumten Gemeindelicitationen dort, wo es bisher Pächterin geweſen 


oder wo ſein Grundbeſitz mächtig ſei, ſpeciell verſtändiget werde. Eine 


ſolche Verſtändigung ſei in coucreto wohl deßhalb nicht erfolgt, weil 
ein Wechſel in der Perſon des bezirksbehördlichen Beamten ſtattgefunden 
habe. Rebus sic stantibus könne allerdings das Stift die Gemeinde— 


zu vindiciren. Dabei wurde der I. Inſtanz bedeutet, bei der nächſten 
Licitation das vorliegende Begehren des Stiftes zu berückſichtigen. 

Gegen dieſe Entſcheidung brachte das Stift A. den Miniſterial⸗ 
recurs ein, in welchem es u. A. darauf aufmerkſam machte, daß der 
neue Jagdpächter von H. der „Gemeindevorſteher“ in H. ſei. 

Das k. k. Ackerbauminiſterium entſchied unterm 29. Mai 1874, 
3. 5746, wörtlich, wie nachſteht: 

„Ueber den Necurs des Stiftes A. findet das Ackerbauminiſte⸗ 
rium die Entſcheidung der II. Inſtanz, womit in Stattgebung des Re— 
curſes des S. aus H. das die Ausſcheidung der vom ſtiftiſchen Grundcomplexe 
völlig umſchloſſenen Grundparcellen aus dem Jagdgebiete der Gemeinde 
H. zu Gunſten des Stiftes A. verfügende Erkenntniß der Bezirkshaupt⸗ 
mannſchaft behoben und die Berückſichtigung des vom Stifte A. geſtellten 
Ausſcheidungsbegehrens für den Zeitpunkt nach Ablauf der gegenwärtigen 
Pachtperiode bei der neuerlichen Licitation der Gemeindejagd von H. 
vorbehalten wurde, zu beheben und das bezogene Erkenntniß der 
Bezirkshauptmannſchaft, inſoweit damit die Zuweiſung des Jagdrechtes 
auf den Enclaven an dieſes Stift gegen Entrichtung der entfallenden 
Tangente des Pachtzinſes der Gemeindejagd von H. ausgeſprochen wurde, 
mit dem Beiſatze aufrecht zu erhalten, daß darüber, welche Parcellen 
des Gemeindejagdgebietes von H. als Enclaven des ſtiftiſchen Jagdge— 
bietes anzuſehen ſeien, im inſtanzmäßigen Wege abzuſprechen iſt (wenn 
darüber eine Einigung nicht beſteht oder nicht erfolgt). 

Bei dieſer Entſcheidung wird das Ackerbauminiſterium von 
der Anſicht geleitet, daß das Stift A. nach Abſatz 2 der Minifterial- 
Verordnung vom 31. Juli 1849 ) als jagdberechtigter Beſitzer eines 
mehr als 200 Joch umfaſſenden Grundcomplexes zur Pachtung der 
Jagd auf den von dieſem Complexe umſchloſſenen, wegen ihres gerin⸗ 
geren Umfanges ihrem Beſitzer kein ſelbſtverſtändiges Jagdrecht gewähren⸗ 
den Grundſtücken vor jedem Andern berechtigt iſt, da eine Friſt zur 
Geltendmachung dieſes Vorrechtes geſetzlich nicht beſteht, daß ferner die 
angeführten factiſchen Verhältniſſe bereits zur Zeit der letzten Pachtung 
der Gemeindejagd von H. beſtanden haben, daß ferner die Acten dem 
Zweifel Raum laſſen, ob dem Stifte A. die Abhaltung der Pacht- 
licitationen rechtzeitig bekannt und damit Gelegenheit gegeben worden, 
ſein Pachtvorrecht bezüglich der Enclaven früher geltend zu machen, 
daß endlich die Bezirkshauptmannſchaft zur Zuweiſung des Jagdrechtes 
| auf dieſen Eclaven an das Stift um fo mehr berufen war, als die 
‚ Durchführung der hier zur Anwendung kommenden geſetzlichen Norm 
auch aus national-ökonomiſchen Gründen und öffentlichen Rückſichten 
gerechtfertigt erſcheint.“ 10 


Herordnungen. 


Erlaß des Miniſters des Innern vom 14. Juli 1874, 3. 10.034 in Betreff der Bor: 
| ſichten gegenüber unbefugtem Hanfiven Seitens italieniſcher Staatsangehörigen. 


Wie E.. .. mit dem hieramtlichen Erlaſſe vom 17. October 1870, 8. 
15.358 bekannt gegeben wurde, iſt der k. und k. Geſandte am itaffentichen Hofe feiner- 


| zeit beauftragt worden, bei der kgl. italieniſchen Regierung gegen die von ihren Conſu— 


lats-Funtionären in Wien und Fiume prakticirte Ausſtellung von Reiſepäſſen an italie⸗ 


jagd nicht mehr erhalten, jedoch werde eine andere Bitte geſtellt. Die niſche Staatsangehörige zur Reife nach Oeſterrelch-Ungarn als Hauſirhändler zu 
Gemeinde habe eine Unzahl Enclaven, welche vom ſtiftiſchen Grund- und reclamiren und dieſelbe auf die geſetzliche Unzuläſſigkeit des Haufirhandels von Aus- 


Jagdbeſitz umſchloſſen ſeien, an S. aus H. mitverpachtet. 

„Dieſe Enclaven, wenn auch der Gemeinde und einzelnen Infaſſen 
von H. gehörig, ſeien von dem größeren ſtiftiſchen Grundbeſitze umfangen 
und das Stift vindicire fie daher im Grunde des Geſetzes für ſeine 
Jagd, wobei allerdings die Bereitwilligkeit ausgeſprochen werde, dem 
neuen Jagdpächter S. aus H. für den Gebietsentfall — die einzelnen 
Enclaven machen zuſammen 490 Joch aus — eine entſprechende Tan⸗ 
gente in Geld entſchädigungsweiſe zu geben. 

Die Bezirkshauptmannſchaft erkannte, daß der neue Jagdpächter 
S. in H. verhalten werde, dem Stifte A. die namhaft gemachten En⸗ 


) Sind Grundſtücke, deren Beſitzer wegen des nicht 200 Joch erreichenden 
N Umfanges hierauf kein Jagdrecht haben, von einem 200 Joch oder mehr betragenden 
Grundcomplexe ganz umſchloſſen, fo wird dem zur Jagdausübung berechtigten Bes 
ſitzer des größeren Grundcomplexes das Befugniß eingeräumt, die der Gemeinde auf 
| der Enclave leingeſchloſſener Grund) zuftändige Jagd vor jedem Anderen, und zwar 

zu dem Preiſe zu pachten, wie derſelbe ſich im Verhältniſſe zu dem für die Gemeinde⸗ 
jagd ſonſt bedungenen Pachtzinſe ſtellt oder in Ermanglung deffen zu einem Pacht⸗ 
zinſe nach einer billigen Schätzung für eine längere Zeitperiode, Läßt ſich der Beſitzer 
des Grundcomplexes zur Pachtung nicht herbet, fo begibt er ſich hie durch ſeines eige- 
nen Jagdrechtes und die Gemeinde iſt befugt, die Jagd auf dieſem Grundcomplexe 
wie auf der Enclave auszuüben. 
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ländern in Oeſterreich⸗Ungarn, ſowie auf die Conflicte aufmerkſam zu machen, in 


welche die durch eine ſolche Paßerfolgung irregeführten Paßinhaber nothwendiger 
Weiſe gerathen muſſen. 

Laut Mittheilung des k. und k. Miniſteriums des Aenßern vom 27. p. M., Z. 
1811/5. H. P. kommt nun die italieniſche Geſandtſchaft dem hier erhaltenen Auftrage 
gemäß, mittelft einer Verbalnote vom 11. v. M. auf den Gegenſtand zurück, um bei 
aller Anerkennung der im Hauſirpatent vom Jahre 1852 und im Schlußprotokolle zu 
Art. 1 unſeres Handelsvertrages vom 23. April 1867 begründeten Unſtatthaftigkeit 
des Hauſirbetriebes italientiſcher Unterthanen in Oeſterreich⸗ Ungarn gleichwohl für die 
itälieniſchen Conſular⸗Functionäre das Recht der Paßertheilung an dortige Unterthanen, 
auch wenn fie ſich als Hauſirer legitimiren, zu wahren. Die Paßertheilung an italieniſche 
Unterthanen gehöre eben zu den Befugniffen der italjeniſchen Conſularbehörden und 
die Beiſetzung des Wortes „Hauſirhändler“ diene eben nur zur Bezeichnung des Cha— 
rakters und der Beſchäftigung des Paßinhabers und involvire noch keineswegs eine 
Autoriſation zur Ausübung des Hauſirhandels. 

Nach der Auſicht des k. u. k. Miniſterinme des Aeußern läßt ſich theoretiſch gegen 
die Argumentation der italieniſchen Regierung nichts einwenden und muß es der letz— 
teren überlaſſen werden, ihren Functionären für dergleichen Paßertheilungen die 
nöthige Vorficht und jene Aufklärung der Paßiuhaber über den Sinn ihrer Berufs- 
bezeichnung im Reiſedocumente zu empfehlen, welche geeignet ift, d'eſelben von der Ueber— 
tretung des Hauſirpatentes, zu deſſen ſtrenger Handhabung unſere adminiſtrativen Or» 
gane beauftragt ſind, abzuhalten. 

Indem ich unter Einem dem k. und k. Miniſterium des Aeußern meine voll⸗ 
kommene Uebereinſtimmung mit der von demſelben dargelegten Anſchauung ausſpreche, 
beehre ich mich, Euer .. .. zu erſuchen, an die unterſtehenden Behörden die ent 
ſprechenden Weiſungen erlaſſen zu wollen, damit einerſeits die von k. italieniſchen Con⸗ 
ſular⸗Functionären an italieniſche Unterthanen ausgeſtellten Reiſepäſſe aus dem bloßen 
Grunde der darin enthaltenen Bezeichnung des Paßträgers als Hauſirhändler nicht 
weiter beanſtändet, andererſeits aber auch in Hinkunft die Strafbeſtimmungen des 
Hanſirpatentes gegen im Hauſiren betretene Ausländer ſtrenge gehandhabt werden. 


Erlaß des Miniſters des Innern vom 10. September 1874, J. 13.310 in Be⸗ 
treff gegenüber italieniſchen Marktfahrern in Bezug auf die Gewerbsausübung zu 
beobachtender Vorſichten. 


Mit dem h. o. Erlaſſe vom 14 Juli l. J., 3. 10.034 erhielten Hochdiefelben 
einige Andeutungen, wie ſich gegenüber jenen italieniſchen Unterthanen zu benehmen 
ſet, die ſich im Beſitze von durch italieniſche Conſulate in Oeſterreich mit dem Beiſatze: 
„Hauſirhändler“ andgeftellten Päſſen befinden und die auf Grund derſelben den 
Hauſirhandel thatlächlich in Oeſterreich auszuüben verſuchen ſollten. 

Aus einem von der Bezirkshauptmannſchaft Tolmein diesfalls erſtatteten 
Berichte ſind nun nähere Daten über das Vorgehen und die muthmaßlichen Abſichten 
ſolcher italieniſcher Händler zu entnehmen, welche Hochdenſelben im Nachhange zum 
obigen Erlaſſe mitgetheilt werden. 

Ein großer Theil der italieniſchen Unterthanen, welche ſich ſolcher Päſſe be- 
dienen, ſoll nämlich den an den Bezirk Tolmein anſtoßenden italieniſchen Gemeinden 
Drenchta und Savogna in der Provinz Udine angehören, deren Bewohner bei den 
geringen Subſiſtenzmitteln, welche die Heimat bietet, auswärts mit Handelſchaft 
ihren Erwerb ſuchen. 

Da fie ſich von Haufirhandel im eigentlichen Sinne des Wortes ausgeſchloſſen 
wiffen, ſo wenden fie ſich, verſehen mit einem Paſſe der italieniſchen Conſularbehorde 
in Wien. welche die Bezeichnung als Hauſirhändler mit Büchern, Bildern und 
Galanteriewaaren enthält, gewöhnlich an die Bezirkshauptmannſchaft Tolmein, 
melden dort das Gewerbe als Marktfahrer (Fieranten) im Sinne des § 63 der G. O. 
an, zahlen die Erwerbſteuer mit 5 fl. 35 kr. und ziehen fodann mit dem ita⸗ 
lieniſchen Conſularpaſſe und dem öſterr. Erwerbſteuerbogen weiter in das Innere des 
Reiches. Nachdem nun einerſeits dic obige Bezeichnung als Hauſirhändler auf einem 
in Oeſterreich ausgeſtellten Reiſepaſſe und anderſeits der Erwerbſteuerbogen, der ſich 
von jenen für inländ. Hauſirer nur wenig unterſcheidet, immerhin zu Täuſchungen 
der unteren Ueberwachungsorgane und zu Mißbräuchen, namentlich dort, wo letzteren 
der Unterſchied zwiſchen Hauſirer und Fieranten weniger geläufig iſt, Anlaß geben 
kann, ſo werden Hochdieſelben zugleich um Anweiſung der Unterbehörden erſucht, daß 
einerſeits die Ueberwachungs organe auf die Beachtung dieſes Unterſchiedes ſpeciell 
aufmerkſam gemacht und anderfeits Sorge getragen werde, daß in allen Fällen, wo von 
einem miteinem derartigen Paſſe verſehenen italieniſchen Händler das Marktfahrergewerbe 
angemeldet wird, auf dem Gewerbeſcheine ſowohl, als auch auf dem Erwerbftenerbogen 
die Eigenſchaft des Gewerbes im Sinne des § 63 G. O. mit Ausſchluß des Hauſir⸗ 
handels, fo wie die Eigenſchaft des Gewerbetreibenden als italien. Unterthan aus⸗ 
drücklich erſichtlich gemacht werde. 


Druck der k. Wiener Zeitung. 


Schließlich mache ich, inſoweit es ſich um Bücher und Bilder handelt, auf— 
merkſam, daß ſelbſt befugte Hanſirer ſolche Artikel nicht führen dürfen (Hauſirpatent 
§ 12 lit. o und Preßgeſetz $ 23); ferner, daß Marktfahrer (Fteranten) Preßerzeug⸗ 
niſſe im Sinne der Gewerbe-Ordnung § 16, Zahl 1 ſelbſt auf Märkten nach $ 62 
ebendort nur in dem Falle feilbieten dürfen, wenn ſie nebſt dem zur Fierantie berechti⸗ 
genden Gewerbeſcheine auch mit der bezüglichen Conteſſion zum Handel mit Preßer— 
zeugniſſen verſehen ſind. 


Perſonalien. 


Seine Majeſtät haben dem Statthalterei-Vicepräſidenten Wenzel Franz Frei⸗ 
herrn Rieger v. Riegershofen in Prag anläßlich deſſen Penfionivung die Würde 
eines geheimen Rathes tarfrei verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Bezirkshauptmanue Franz Fegitz eine Statthal. 
tereirathsſtelle bei der küſtenländiſchen Statthalterei verliehen. 

Seine Majeſtät haben Allerhöchſtihrem Familienfondsguͤter⸗Director Hofrath 
Franz Ritter v. Streicher das Ritterkreuz des Leopoldordens verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Bürgermeiſter von Dalina Johann Lauriha das 
goldene Verdienſtkreuz verliehen. 

Seine Majeftät haben dem Oberingenieur der Seebehörde in Trieſt Karl 
Jäger den Titel und Charakter eines Baurathes tarfrei verliehen. 

Der Miniſter des Innern hat den Statthalterei⸗Secretär Johann Ritter v. 
Vintſchgan zum Bezirkshauptmanne im Küftenlande ernannt. 

Der Miniſter des Innern hat den Miniſtertal-Viceſecretär im Miniſterium 
des Innern Joſeph v. Grabmayr zum Bezirkshauptmanne in Tirol ernannt. 

Der Miniſter des Innern hat die Bezirkscommiſſäre Ludwig v. Lutterokti 
und Dr. Joſeph Leiter zu Statthaltereiſecretären in Tirol ernannt. 

Der Miniſter des Innern hat den Bezirkscommiſſär Dr. Hyacinth Joſeph 
Petris zum Statthaltereiſecretäre im Küſtenlande ernannt. 

Der Finanzminiſter hat den Finanzeommiſſär Florian Travniczek zum 
Finanzobercommiſſär in Graz ernannt. 

Der Finanzminiſter hat den Rechnungsrevidenten des Rechnungsdepartements 
der k. k. Laibacher Finanzdirection Franz Super ia proviſoriſcher Eigenſchaft zum 
Rechnungsrathe und Leiter dieſes Rechnungsdepartements ernannt. 

Der Handelsminiſter hat den Telegraphenamtscontrolor Paul Rin agel in 
Trieſt zum Oberamtscontrolor für die Telegraphen-Centralſtation in Wien ernannt. 

Der Handelsminiſter hat den Telegraphenamtscontrolor Mathäus Ober— 
dörfer zum Telegraphen-Oberamtsverwalter in Linz ernannt. 


Erledigungen. 


Amtscontrolorsſtelle bei der k. k. Telegraphenhauptſtation in Trieſt mit der 
neunten Rangsclaſſe, gegen Caution, bis Ende November. (Amtsbl. Nr. 257.) 
Vier Thierarztesſtellen für Sechshaus, Neunkirchen, Scheibbs und Lilienfeld mit 
den Bezügen der eilften Rangsclaſſe, jedoch ohne Aetivitätszulage, bis Ende November. 
(Amtsbl. Nr. 259.) 
Bergarztesſtelle bei der Bergdirection in Idria mit 1000 fl. Gehalt und 150 fl. 
Reiſepauſchale, Naturalquartier, bis 12. December. (Amtsbl. Nr. 260.) 
Affiſtentenſtelle beim Landes⸗Zahlamte in Salzburg in der eilften Rangsclaſſe, 
bis 12. December. (Amtsbl. Nr. 261.) 
Aushilfsbeamtenſtelle bei der k. k. Bezirkshauptmannſchaft Hernals gegen monat⸗ 
liche Entlohnung von 50 fl. bis 55 fl. bis Ende November. (Amtsbl. Nr. 262 ) 
Controlorsſtelle bei der Linzer Telegraphen-Hauptſtation mit der neunten Rangs⸗ 
claſſe gegen Caution, bis Ende November. (Amtsbl. Nr. 262.) 
Ingenieursſteelle bei der galiziſchen Forſt und Domänendirection gegen vers 
tragsmäßige Jahresbeſtallung auf 3 Jahre, bis Mitte December. (Amtsbl. Nr. 263.) 


Soeben erichten im Verlage von Moriz Perles in Wien, Stadt, 


Spiegelgaſſe 17: 
VI. Jahrg. 


VI. Jahrg. Oeſterreichiſcher 


Zuriſten-Kalender pro 1875. 


Taſchenbuch für Advoeaten, Notare, Inſtiz- und Verwaltungs- 
Beamte. 
Redigirt und herausgegeben von 
Dr. Guſt. Kohn, 
Hof- und Gerichtsadvocaten in Wien. 
VI. Jahrgang, eleg. geb. 1 fl. 60 kr., franco per Poſt I fl. 75 kr. 


Der Juriſtenkalender enthält die wichtigſten neuen Geſetze und 3 
zahlreiche werthvolle Beigaben für den täglichen Gebrauch, er macht in ſei- MM 
nem VI. Jahrgange feinem alten Rufe volle Ehre und ift unbedingt das 
reichhaltigſte und beſtredigirte Jahrbuch, das in dieſem Genre exiſtirt. 

Die Zuſendung des Geldbetrages erbitte per Poſtanweiſung. 


Ich empfehle mich auch ſonſt zur Deckung Ihres Bedarfes an juridiſcher i 


Literatur. 
Moriz Perles, 
Buchhandlung in Wien, Stadt, Spiegelgaſſe 17. 


Für den Druck verantwortlich C. Piſtori. 


